
Dem Auftragnehmer stehen für Null-Posi-
tionen regelmäßig anteilige Baustellen-
einrichtungs- bzw. Baustellengemeinko-
sten und Allgemeine Geschäftskosten 
sowie der kalkulierte Gewinn zu.  
 
Allerdings ist eine Ausgleichsberech-
nung nach § 2 Abs. 3 Nr. 3 VOB/B vorzu-
nehmen, wenn in anderen Positionen 
Mehrmengen von über 10 % im Vergleich 
zu den ausgeschriebenen Mengen abge-
rechnet werden.  
� OLG Bamberg, Urteil vom 15.12.2010  
� – 3 U 122/10

Der Auftragnehmer ist mit 
Straßenbauarbeiten auf 

der Grundlage eines von einem 
öffentlichen Auftraggeber er-
stellten Leistungsverzeichnisses 
beauftragt worden. Im Rahmen 
der Ausführung stellte sich he-
raus, dass mehrere Positionen 
des Leistungsverzeichnisses auf-
grund der örtlichen Verhältnisse, also ohne An-
ordnungen des Auftraggebers, mangels Erfor-
derlichkeit vollständig entfallen sind. Der Auf-
tragnehmer berechnete wegen dieser 
Null-Positionen seine nicht gedeckten Gemein-
kosten, ohne jedoch eine Ausgleichsberechnung 
wegen der Positionen mit Mehrmengen von 
über 10 % durchzuführen.

DIE ENTSCHEIDUNG DES GERICHTS
Das OLG Bamberg bestätigt im Ausgangspunkt 
die Auffassung des Auftragnehmers, nach der 
ein Anspruch auf Abrechnung dieser Null-Posi-
tionen besteht. Das OLG wendet dabei die Be-
stimmungen in §§ 2 Abs. 4 i. V. m. 8 Abs. 1 
Nr. 2 VOB/B entsprechend an. Der Sachver-
halt sei mit demjenigen einer freien Teilkündi-
gung des Auftraggebers nach § 8 Abs. 1 VOB/B 
vergleichbar, weil das Risiko der Nichtausfüh-
rung von beauftragten Leistungen bei einem 

vom Auftraggeber aufgestellten Leistungsver-
zeichnis in dessen Verantwortungs- und Risiko-
bereich liege. Deshalb bestehe kein Grund da-
für, dem Auftragnehmer keinen Ausgleich für 
die nicht erwirtschafteten Deckungsbeiträge zu 
gewähren. Mit der Frage der Berechnung dieser 
Ansprüche brauchte sich das Gericht im kon-
kreten Fall jedoch nicht zu befassen, weil der 
Auftragnehmer durch Mehrmengen bei ande-
ren Positionen einen Ausgleich erhalten hat, der 
seinen Anspruch im Ergebnis aufzehrte. 

HINWEIS FÜR DIE PRAXIS
Die Auffassung des Gerichts, wonach bei Null-
Positionen grundsätzlich ein Vergütungsan-

spruch besteht, ist zweifellos zu-
treffend. Richtiger wäre es 
jedoch gewesen, die Bestim-
mung in § 2 Abs. 3 Nr. 3  VOB/
B und damit auch die dort ent-
haltene Regelung der Aus-
gleichsberechnung für den Fall 
von Mengenerhöhungen direkt 
anzuwenden. Es ist ergänzend 

darauf hinzuweisen, dass auch Umlageanteile 
aus Nachträgen wegen geänderter oder zusätz-
licher Leistungen (§§ 2 Abs. 5 und 6 VOB/B) 
im Rahmen einer solchen Ausgleichsberech-
nung zu berücksichtigen sind (Kammergericht, 
Urteil vom 29.09.2005 – 27 U 120/04). 

Für den Fall einer Pauschalierung der Vergü-
tung ist die Rechtslage, jedenfalls bei Abschluss 
eines Detail-Pauschalvertrages, anders zu beur-
teilen. Danach sind Mehr- oder Mindermengen 
wegen falscher Mengenermittlung im LV nur 
dann zu berücksichtigen, falls die Grenze des 
§ 2 Abs. 7 Nr. 1 Satz 2 VOB/B überschritten 
wird. Das ist nach herrschender Auffassung erst 
dann der Fall, wenn sich durch die Mengenän-
derungen der vereinbarte Gesamtpauschalpreis 
um mehr als ca. 20 % verändert. Bei der Er-
mittlung dieser Toleranzgrenze ist auf den Ge-
samtpauschalpreis abzustellen, nicht auf einzel-
ne Positionen des Leistungsverzeichnisses. �  

Abrechnung sogenannter 
Null-Positionen 

Die wichtigsten Entscheidungen des letzten quartals

Das vertragliche Leistungssoll ergibt 
sich in der Regel aus der Leistungs-
beschreibung und der Ausführungs-
planung. Ist letztere unvollständig, wi-
dersprüchlich oder fehlerhaft, ist der 
Streit auf der Baustelle vorprogram-
miert. Wir beleuchten daher das The-
ma „Qualität von Ausführungsplänen“ 
in einem Interview mit der Sachver-
ständigen Dr. Ing. Monika Ehlers. Die-
se wird auch am 26.05.2011 Referen-
tin auf unserem nächsten 

Unternehmergespräch sein. Wir hof-
fen, dass dieses Thema bei Ihnen auf 
reges Interesse stößt.

Ansonsten kommentieren wir wieder 
wichtige baurechtliche Entschei-
dungen. Besonders hinweisen möch-
te ich auf das Urteil des BGH zum 
Thema Anscheinsvollmacht beim Füh-
ren von Verhandlungen (S. 3). 

Des Weiteren besteht für Auftragneh-
mer immer häufiger das Risiko, dass 
sich zwischen Beauftragung und Ab-
nahme DIN-Normen oder behördliche 
Vorschriften ändern (z. B. die EnEV). 
Hiermit beschäftigt sich die auf S. 2 
abgedruckte Entscheidung des OLG 
Nürnberg.
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1. Das Verbot negativer Einheitspreise in 
einer Ausschreibung ist unzulässig. An-
forderungen an die Preishöhe dürfen 
nicht gestellt werden. Vorgaben zur 
Preishöhe können keinen Ausschluss-
grund darstellen. 
2. Negative Einheitspreise bedeuten 
nicht ohne Weiteres ein Fehlen der 
Preisangabe. Sie lösen auch nicht in je-
dem Fall eine Pflicht der Vergabstelle 
aus, vom Bieter zur Ausräumung des 
Verdachts einer unzulässigen Mischkal-
kulation Erläuterungen abzuverlangen. 
� OLG Düsseldorf, Beschluss vom 22.12.2010 
� OLG Dresden, Beschluss vom 28.03.2006 

In dem vom OLG Düsseldorf zu entschei-
denden Fall lagen der Ausschreibung die Be-

werbungsbedingungen aus dem Vergabe- und 
Vertragshandbuch für den Straßen- und Brü-
ckenbau zugrunde, die in Ziffer 3.8 vorsehen, 
dass Angebote mit negativen Einheitspreisen 
ausgeschlossen werden. Der günstigste Bieter 
gab in einigen Positionen negative Einheits-
preise an, da die Erlöse der zu entsorgenden 
Metallrohre bei der Veräußerung seine Aufwen-
dungen überschreiten würden. 
Die von einem Konkurrenten 
angerufene Vergabekammer 
entschied, dass der günstigste 
Bieter wegen des Verbots nega-
tiver Einheitspreise auszuschlie-
ßen sei. 

In dem vom OLG Dresden 
zu entscheidenden Fall gab der 
Mindestbieter in seinem Angebot bei einzelnen 
Positionen für den Abtrag von Oberboden ei-
nen negativen Einheitspreis an. Dies wurde 
ebenfalls von einem Konkurrenten mit der Be-
hauptung angegriffen, hierin läge eine unzuläs-
sige Mischkalkulation bzw. eine fehlende 
Preisangabe. 

Die Entscheidungen der gerichte
Das OLG Düsseldorf widersprach der Vergabe-
kammer. Das Angebot des bestbietenden Bie-
ters könne schon deshalb nicht ausgeschlossen 
werden, weil die VOB/A in Bezug auf angebo-

tene Negativpreise keinen Ausschlussgrund 
vorgibt. Außerdem dürfe der Auftraggeber in 
Bezug auf die Preishöhe keine Vorgaben ma-
chen; insofern ist das Verbot negativer Preise 
per se unzulässig. Denn dadurch sei der Bieter 
gehindert, bei den Positionen, bei denen die er-
zielbaren Erlöse seine Aufwendungen über-
schreiten, den „wahren“ Preis anzugeben.

Ähnlich hatte bereits das OLG Dresden ent-
schieden. Die Angabe eines Negativpreises sei 
als solche noch lange kein Beleg für eine unzu-
lässige Mischkalkulation. Eine Nachprüfungs-
pflicht der Vergabestelle sei erst dann ausgelöst, 
wenn der konkrete Verdacht besteht, dass der 
Negativpreis durch das „Aufpreisen“ anderer 
Einheitspreise kompensiert wird. Ansonsten 
könne nicht von einer „fehlenden Preisangabe“ 
gesprochen werden, insbesondere dann nicht, 
wenn der Bieter in dieser Position tatsächlich 
weniger Aufwand als Gewinn hat. 

Hinweis für die Praxis
Nachdem sich nunmehr zwei Oberlandesge-
richte für die Zulässigkeit von Negativpreisen 
ausgesprochen haben, dürfte deren Verbot durch 
Bewerbungsbedingungen der Vergabestellen der 

Vergangenheit angehören. Denn 
dieses Verbot widerspricht be-
reits den Preisprüfungsvor-
schriften der VOB/A, wonach 
bei der Beurteilung der Ange-
messenheit des Preises u. a. auch 
sonstige günstige Ausführungs-
bedingungen zu berücksichtigen 
sind (§ 16 Abs. 6 Nr. 2 VOB/A-

2009). Insbesondere bei Tiefbauarbeiten kommt 
es immer wieder vor, dass der Bieter bei der Ver-
wertung von zu entsorgenden Materialien deut-
lich höhere Erlöse als Aufwendungen hat. Bei 
Eintragung eines symbolischen Preises würde er 
den vom BGH aufgestellten Grundsatz versto-
ßen, dass zu jeder Position der „wahre Preis“ zu 
nennen ist. Der Verdacht einer unzulässigen 
Mischkalkulation läge in einem solchen Fall nä-
her, als wenn der Bieter einen Negativpreis ein-
trägt.�  

Kein Ausschluss von der Aus
schreibung bei Negativpreisen

Die wichtigsten Entscheidungen des letzten Quartals

Günstige 
Ausführungs
bedingungen 

sind zu  
berücksichtigen

Zulässigkeit von 
Nebenangeboten 
bei reinem 
Preiswettbewerb

Bekanntlich hat das OLG Düsseldorf 
im letzten Jahr entschieden, dass Ne-
benangebote im Rahmen einer euro-
paweiten Ausschreibung nicht gewer-
tet werden dürfen, wenn der Preis 
das einzige Zuschlagskriterium ist. Es 
berief sich dabei auf Artikel 24 Abs. 1 
der Richtlinie 2004/18/EG, wonach 
Nebenangebote nur bei Aufträgen be-
rücksichtigt werden dürfen, die nach 
dem Kriterium des wirtschaftlich gün-
stigsten Angebotes vergeben werden 
(vgl. IBR 2010, 585). Dem folgte die 
Vergabekammer Schleswig Holstein, 
wonach die Zulassung von Nebenan-
gebote in einem reinen Preiswettbe-
werb ein schwerwiegender Vergabe-
fehler darstelle, der zur Aufhebung 
des Vergabeverfahrens zwingen wür-
de (vgl. IBR 2011, 40). Dem wider-
sprach die VK Brandenburg in einem 
Beschluss vom 08.11.2010, wonach 
eine Pflicht zur Rückversetzung des 
Vergabeverfahrens jedenfalls dann 
ausscheiden würde, wenn alle Bieter 
ein Hauptangebot eingereicht haben. 
Insbesondere seien die Bieter nicht in 
ihrem Vertrauen darauf geschützt, in 
Anbetracht der – rechtswidrigen – Zu-
lassung von Nebenangeboten, nur di-
ese „scharf“ zu kalkulieren (IBR 2011, 
39). Da die Oberlandesgerichte Ko-
blenz (IBR 2010, 584) und Celle (IBR 
2010, 408) im Nachgang zu der 
Rechtsprechung des OLG Düsseldorf 
die Zuschlagserteilung auf Nebenan-
gebote auch im reinen Preiswettbe-
werb akzeptiert haben, sah sich das 
OLG Brandenburg in einem Be-
schluss vom 07.12.2010 nunmehr ge-
halten, die Frage dem BGH oder dem 
EuGH vorzulegen. In der Zwischen-
zeit ist Vergabestellen zu empfehlen, 
Nebenangebote nur dann zuzulas-
sen, wenn der Preis nicht das einzige 
Zuschlagskriterium ist. Anderenfalls 
sind Rechtsstreitigkeiten vorprogram-
miert. 

Aktuelles
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1. Vereinbaren die Bauvertragsparteien 
Verhandlungen über Vertragsfragen, so 
gelten die dazu entsandten Mitarbeiter je-
denfalls nach den Grundsätzen einer An-
scheinsvollmacht bevollmächtigt.  
2. Für Verhandlungsprotokolle gelten die 
Grundsätze des kaufmännischen Bestäti-
gungsschreibens.  
� BGH, Urteil vom 27.01.2011 

Auftraggeber und Auftragnehmer vereinba-
ren nach Abschluss eines Bauvertrages, 

noch einmal über einzelne Vertragsfragen ver-
handeln zu wollen. In dem Gespräch einigen 
sich die Vertreter – abweichend von den bishe-
rigen Vereinbarungen – u. a. auf eine Gewähr-
leistungsfrist von fünf Jahren. 
Das Verhandlungsergebnis wird 
protokolliert, der Auftragneh-
mer widerspricht dem ihm zu-
gestellten Protokoll nicht. Nach-
träglich behauptet er, der von 
ihm entsandte Mitarbeiter sei zu 
einer Verlängerung der Gewähr-
leistungsfrist nicht bevollmäch-
tigt gewesen. Auf diese Frage kommt es an, da 
sich am Bauvorhaben nach über vier Jahren 
Mängel gezeigt hatten. 

Die Entscheidung des Gerichts
Der BGH ist der Ansicht, dass ein Mitarbeiter, 
der zum Zwecke der Verhandlungen von Ver-
tragsbedingungen zu Gesprächen geschickt 
wird, jedenfalls nach den Grundsätzen der An-
scheinsvollmacht bevollmächtigt sei. Selbst 
wenn der Vertretene im Nachhinein behauptet, 
sein Vertreter habe keine Verhandlungsvoll-
macht gehabt, kommt es darauf nicht an. Denn 
der Verhandlungspartner dürfte jedenfalls da-
von ausgehen, dass der entsandte Mitarbeiter 
Vollmacht haben würde. Den entsprechenden 
Rechtsschein müsse sich der Vertretene zurech-
nen lassen. Zudem sei der Auftragnehmer auch 
nach den Grundsätzen des sogenannten kauf-
männischen Bestätigungsschreibens (§ 362 
HGB) an die Absprachen gebunden. Von einem 
kaufmännischen Bestätigungsschreiben spricht 
man, wenn eine Vertragspartei mündliche Ver-
handlungen in einem Schreiben oder einem 

Protokoll dokumentiert und es der anderen Sei-
te übermittelt. Ist der Empfänger mit dem In-
halt des Protokolls nicht einverstanden, so muss 
er unverzüglich (regelmäßig binnen drei Werk-
tagen) widersprechen. Ansonsten gilt der Inhalt 
des Protokolls als vereinbart. Diese Grundsätze 
gelten auch dann, wenn die Verhandlungen von 
einer dazu gar nicht bevollmächtigten Person 
geführt werden. Widerspricht der Vertretene 
dem ihm übersandten Protokoll nicht, dann ge-
nehmigt er damit die Erklärungen seines Ver-
treters, selbst wenn ursprünglich keine Voll-
macht bestand.

Hinweis für die Praxis
Die Entscheidung des BGH ist nicht zu bean-

standen. Wer Mitarbeiter zu 
Vertragsverhandlungen schickt, 
kann sich nicht nachträglich da-
durch befreien, dass er die Voll-
macht bestreitet. Anders kann 
der Fall nur liegen, wenn der 
Vertreter auf seine fehlende 
Vollmacht ausdrücklich hin-
weist. Dann ist ein Vertrauen 

auf eine doch bestehende Vollmacht natürlich 
nicht schutzwürdig. 

Zudem kann der Fall anders liegen, wenn 
der Vertreter nicht zu Verhandlungen entsendet 
wird, sondern z. B. zur Erledigung bloßer For-
malitäten. Soll der Mitarbeiter also beispiels-
weise nur die Unterschrift unter einen bereits 
endverhandelten Bauvertrag leisten, so entsteht 
kein Rechtsschein, dass er für weitere Vereinba-
rungen bevollmächtigt sei. 

Wie gefährlich die Grundsätze des kauf-
männischen Bestätigungsschreibens sind, muss 
jedem Bauunternehmen bewusst sein. Der vor-
liegende Fall ist ein gutes Beispiel dafür, dass 
kaufmännische Bestätigungsschreiben sogar zu 
einer Haftung des Vertretenen führen können, 
selbst wenn der Vertreter gar keine Vollmacht 
hatte. Deshalb gilt: Fasst eine Vertragspartei das 
Ergebnis mündlicher Verhandlungen zu einem 
Schreiben/Protokoll zusammen, dann muss der 
andere darauf sofort reagieren. Andernfalls gilt 
das Niedergeschriebene als richtig.� 

Wer Verhandlungen führen 
soll, hat Anscheinsvollmacht!

Die wichtigsten Entscheidungen des letzten Quartals

Einem fehler-
haften Verhand-
lungsprotokoll 

muss widerspro-
chen werden!

Termine

Veranstaltungen, auf denen Berufsträ-

ger unserer Kanzlei als Referenten 

auftreten:

Bauvertragsrecht,
Haftung des Errichters
Referent: RA Dr. Ulrich Dieckert

Termin/Ort: 06.05.2011, Mainz

Veranstalter: BHE, 

Jahresmitgliederversammlung

Rechtsgrundlagen der 
Videoüberwachung
Referent: RA Dr. Ulrich Dieckert

Termin/Ort: 11.05.2011, Augsburg

Veranstalter: Geutebrück GmbH

Haftung des Architekten
Referent: RA Dr. Ulrich Dieckert

Termin/Ort: 18.05.2011, Wismar

Veranstalter: Hochschule Wismar

Videoüberwachung bei
Kreditinstituten
Referent: RA Dr. Ulrich Dieckert

Termin/Ort: 01.06.2011, Düsseldorf

Veranstalter: KfW Bankengruppe

Videoüberwachung im 
Unternehmen
Referent: RA Dr. Ulrich Dieckert

Termin/Ort: 07.06.2011, Köln

Veranstalter: 
EHI Sicherheitskongress 2011

Nachträge und Preisgestaltung
Referent: RA Dr. Ulrich Dieckert

Termin/Ort: 22.06.2011, Eberswalde

Veranstalter: Handwerkskammer 

Frankfurt/Oder

Ankündigung

Unternehmergespräch am 
26.05.2011 zum Thema
„Qualität der Ausführungsplanung“ aus 

rechtlicher und technischer Sicht

Referenten:  
Hendrik Bach (Rechtsanwalt)

Dr.-Ing. Monika Ehlers 

(Baubetriebsberatung)

Einladung folgt gesondert!
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Die Erbringung von Architekten
leistungen führt nahezu immer zu einer 
Gewährleistungspflicht.  
� IBR 2011, 149,  
� OLG Frankfurt, Urteil vom 29.09.2010

Viele Bauingenieure kennen die Situation, 
dass im Freundes- oder Bekanntenkreis 

gebaut wird und aus Gefälligkeit Planungs- 
oder Bauüberwachungsleistungen erbracht 
werden. Einen solchen Fall hatte nun auch das 
Oberlandesgericht Frankfurt zu entscheiden.

Ein angestellter Bauingenieur hatte einer 
Arbeitskollegin, die zusammen mit einer Be-
kannten ein Haus errichten wollte, geholfen. 
Der Bauingenieur erstellte die Eingabeplanung, 
war an der Vergabe der Hand-
werkerleistungen beteiligt und 
übernahm die Bauleitung für 
die Arbeiten. Dabei übersah er, 
dass Abdichtungsarbeiten nicht 
fachgerecht ausgeführt wurden 
und eine austragende Terrassen-
platte nicht von der Bodenplat-
te thermisch getrennt wurde. 
Schließlich verlegte der Estrichleger eine zu 
dünne Wärmedämmung unterhalb des Est-
richs, das geschah allerdings zu einem Zeit-
punkt, als der Bauingenieur aufgrund von Mei-
nungsverschiedenheiten seine Tätigkeit bereits 
eingestellt hatte. 

Es blieb unklar, wie viel Geld der Bauinge-
nieur für seine Leistungen erhalten hatte. Un-
strittig waren Zahlungen in Höhe von € 650,00, 
eine weitere Zahlung in Höhe von € 1.400,00 
war strittig. Jedenfalls war dies weitaus weniger, 
als dem Bauingenieur auf der Grundlage der 
HOAI zugestanden hätte. 

Die Entscheidung des Gerichts
Das Gericht hatte zunächst zu entscheiden, ob 
hier überhaupt ein Architektenvertrag zustande 
gekommen war oder es sich um Gefälligkeits-
dienste handelte. Mit Blick auf die Rechtspre-
chung des Bundesgerichtshofes erklärte das Ge-
richt, dass immer dort, wenn der Begünstigte 
der vermeintlichen Gefälligkeit sich erkennbar 
auf die Ordnungsgemäßheit der Leistungen 

verlässt und für ihn erhebliche Werte auf dem 
Spiel stehen, in der Regel vom Zustandekom-
men eines Architektenvertrages ausgegangen 
werden müsse. Auf die Frage, ob der Bauinge-
nieur dafür überhaupt ein Honorar erhalte oder 
nur ein deutlich verringertes Honorar, komme 
es nicht an, weil der Bauherr trotz der gefällig-
keitshalber reduzierten Vergütung darauf ver-
trauen dürfe, dass die Leistungen sorgfältig er-
bracht werden. 

Im Ergebnis hat das Gericht den Bauherren 
Schadensersatz in Höhe von rund € 4.000,00 
zugesprochen. Hinsichtlich der Schadensersatz-
ansprüche wegen der zu geringen Wärmedäm-
mung, die den Großteil der Klageforderung 
ausmachten, konnten die Kläger nicht bewei-

sen, dass der Vertrag vom be-
klagten Bauingenieur noch 
nicht gekündigt war. Das Ge-
richt führt in diesem Zusam-
menhang aus, dass derjenige, 
der aus Gefälligkeit Architekten-
leistungen kostenlos oder gegen 
ganz geringe Vergütung er-
bringt, nach Treu und Glauben 

ein Sonderkündigungsrecht zugestanden wer-
den muss. Von diesem Sonderkündigungsrecht 
habe der Bauingenieur wirksam Gebrauch ge-
macht, sodass ihm spätere Fehler der Baufirmen 
nicht zur Last gelegt werden konnten. 

Hinweis für die Praxis
Sollten Sie in Ihrer Eigenschaft als Architekt je-
mals nach solchen Gefälligkeiten gefragt wer-
den, empfiehlt sich dringend eine schriftliche 
Haftungsfreistellung. In dieser Haftungsfrei-
stellung sollte zum einen klargestellt werden, 
dass nur eine punktuelle Bauüberwachung 
stattfindet, soweit es die Zeit des Architekten/
Ingenieurs zulässt und im Übrigen nur für vor-
sätzlich herbeigeführte Schäden die Haftung 
übernommen wird. Auf die Diskussion, ob nur 
einfache oder grobe Fahrlässigkeit vorliegt, 
sollte man sich nicht einlassen. Daher muss 
auch die Haftung für grobe Fahrlässigkeit aus-
geschlossen werden. � 

Haftung des Ingenieurs auch 
bei Gefälligkeitsdienst

Die wichtigsten Entscheidungen des letzten Quartals

Gefälligkeiten 
können 
für Sie
teuer 

werden!

Schlussrechnung: 
Fällig bleibt fällig!
Es kommt nicht selten vor, dass der 
Unternehmer seine bereits gelegte 
Schlussrechnung noch einmal über-
arbeitet und dabei beispielsweise 
Nachtragsforderungen neu berech-
net. 

Hierbei stellt sich die Frage, ob 
durch die Legung einer überarbei-
teten Schlussrechnung eine neue 
Prüfungsfrist für den Auftraggeber 
beginnt und ein bereits eingetre-
tener Zahlungsverzug des Auftrag-
gebers unterbrochen wird. 

Dies ist nicht der Fall. Ist eine Werk-
lohnforderung des Auftragnehmers 
fällig geworden, kann die Vorlage 
weiterer Schlussrechnungen an der 
bereits eingetretenen Fälligkeit der 
Werklohnforderung nichts ändern. 
Das hat der Bundesgerichtshof kürz-
lich entschieden (IBR 2011, 188). 

Das gilt sogar dann, wenn die ur-
sprünglich gelegte Schlussrechnung 
nicht prüfbar war, aber der Auftrag-
geber innerhalb einer Frist von zwei 
Monaten keine Einwendungen ge-
gen die Prüfbarkeit der Schlussrech-
nung erhoben hatte. Selbst wenn 
die anschließend gelegte überarbei-
tete Schlussrechnung erneut nicht 
prüfbar ist, bleibt die Werklohnforde-
rung fällig. 

Das hat zur Konsequenz, dass sich 
auch an einem einmal eingetretenen 
Zahlungsverzug des Auftraggebers 
nichts ändert. 

Abschließend sei darauf hingewie-
sen, dass eine Schlussrechnung in 
den allerseltensten Fällen komplett 
nicht prüfbar ist. In der Regel han-
delt es sich nur um Teilbereiche oder 
einzelne Schlussrechnungsforde-
rungen, bei denen der Auftraggeber 
zu Recht den Einwand der mangeln-
den Prüfbarkeit erheben kann.

Aktuelles
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Ein Generalunternehmer hatte bei einem 
Einfamilienhaus das Dach entgegen dem Ver-
trag mit Betondachsteinen statt mit Tonzie-
geln gedeckt. Ferner war die Abdichtung im 
Anschlussbereich zum Nachbarhaus nicht 
ordnungsgemäß ausgeführt worden und die 
im Dachaufbau verwendeten Fermazellplat-
ten waren entgegen der vertraglichen Verein-
barung ohne zwischenliegende Lattung direkt 
auf den darunter befindlichen OSB-Platten 
befestigt. Die Befestigungsklammern durch-
stießen teilweise die Dampfsperrbahn im Be-
reich des Spitzbodens.  
� OLG Stuttgart, Urteil vom 08.02.2011 
� IBR 2011, 133

 

Die Mängel wurden vom 
Generalunternehmer im 

Verlauf des Gerichtsverfahrens 
komplett behoben. Trotzdem 
verlangte der Auftraggeber noch 
eine weitere sogenannte „mer-
kantile Wertminderung“ in Hö-
he von € 8.000,00 (rund 5 % 
der Gesamtkosten des Hauses) und beruft sich 
dabei auf ein Sachverständigengutachten. 

Die Entscheidung des Gerichts
Das OLG Stuttgart hat dem Bauherrn einen 
Betrag von € 3.000,00 als Wertminderung 
zugesprochen. Begründet wird dies damit, dass 
ein Pultdach üblicherweise ca. 25 Jahre ohne 
Reparaturarbeiten hält und erst dann einer re-
gelmäßigen Wartung bedarf. Der Gutachter hat 
ausgeführt, dass potentielle Käufer dann, wenn 
sie erfahren, dass bereits kurze Zeit nach der 
erstmaligen Erstellung des Hauses umfang-
reiche Arbeiten im Dachbereich durchgeführt 
worden sind, Zweifel daran hätten, dass das 
Dach die übliche Lebensdauer haben wird. Der 
Sachverständige erklärte, dass diese Zweifel ty-
pischerweise deshalb bestehen, weil eine voll-
ständige Überprüfung der Sanierungsarbeiten 
regelmäßig kaum möglich sein wird, weil man 
hierfür das Dach erneut öffnen müsste. Im Hin-
blick auf die deshalb bei potentiellen Käufern 
bestehenden Bedenken würde es nach seiner 

Erfahrung im Regelfall zu einer Preisreduzie-
rung bei einem Weiterverkauf des Hauses kom-
men. 

Das OLG Stuttgart hat vorliegend darauf 
abgestellt, dass die Mängelbeseitigungskosten 
insgesamt rund € 15.000,00 betrugen und da-
mit 10 % der Baukosten ausmachten. Anderer-
seits muss man sehen, dass der Auftragnehmer 
offenbar das gesamte Dach geöffnet und die ge-
rügten Mängel einschließlich des Austausches 
der Betondachsteine gegen Dachziegel kom-
plett behoben hat. Ob bei dieser Sachlage tat-
sächlich bei einem späteren Käufer der Ein-
druck aufkommen kann, die Mängel seien 
möglicherweise doch nicht vollständig behoben 
und das Dach könnte eine geringere Lebens-

dauer haben, ist zweifelhaft. 
Grundsätzlich kommt eine 

merkantile Wertminderung nur 
dann in Frage, wenn tatsächlich 
bei einem erheblichen Teil der 
Kaufinteressenten aufgrund der 
durchgeführten Reparaturen 
der Verdacht entsteht, es könnte 
möglicherweise doch noch ver-

deckte Mängel bestehen geblieben sein. Solche 
Zweifel kommen insbesondere bei Arbeiten an 
der Kellerabdichtung auf. Einen solchen Fall 
behandelte des OLG Hamm (IBR 2010, 555). 

Hinweis für die Praxis
Dem Auftragnehmer ist zu raten, solche Sanie-
rungsarbeiten umfassend durch Fotos und ge-
gebenenfalls Videoaufzeichnungen zu doku-
mentieren. Bei „schwierigen Bauherren“ ist es 
ratsam, einen Sachverständigen hinzuzuziehen, 
der die Sanierungsarbeiten begleitet und in 
einem späteren Rechtsstreit vor Gericht bestäti-
gen kann, dass die Mängel tatsächlich vollstän-
dig und fachgerecht behoben worden sind. 
Kann dem Bauherrn eine solche Bestätigung 
eines Sachverständigen übergeben werden, 
dann besteht für den Bauherrn auch kein An-
lass, bei einem späteren Verkauf die Kaufinte-
ressenten auf die durchgeführte Reparatur hin-
zuweisen, sodass eine merkantile Wertminde-
rung nicht eintreten kann. � 

Mangel nachgebessert: 
Trotzdem Wertminderung?

Die wichtigsten Entscheidungen des letzten Quartals

Neues  
Modethema: 
Merkantile 

Wert- 
minderung
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Ein Bauwerk ist – soweit keine andere 
Vereinbarung getroffen wurde – nur dann 
mangelfrei, wenn es die zum Zeitpunkt 
der Abnahme gültigen anerkannten Re-
geln der Technik einhält. Das gilt unab-
hängig davon, ob die Anforderungen 
sich gegenüber dem Zeitpunkt des Ab-
schlusses des Werkvertrages erhöht 
oder verringert haben.   
� OLG Nürnberg, Urteil vom 23.09.2010 

Der Verkäufer einer Wohnung verpflichtet 
sich im Kaufvertrag zu umfangreichen 

Renovierungsarbeiten, die einer Neuerrichtung 
der Wohnung nahe kommen. In der Baube-
schreibung ist u. a. vorgesehen, das Bad raum-
hoch zu fliesen. Dazu verbaut 
der Verkäufer Gipskartonplat-
ten, die er mit einer 0,2 mm di-
cken Abdichtung versieht. Der 
Käufer ist der Ansicht, nach den 
anerkannten Regeln der Tech-
nik zum Zeitpunkt der Abnah-
me habe die Abdichtung eine 
Mindeststärke von 0,5 mm auf-
weisen müssen. Er verklagt den Verkäufer auf 
Zahlung von Schadensersatz. 

Die Entscheidung des Gerichts
Das Gericht verurteilt den Verkäufer zur Zah-
lung von Schadensersatz. Dabei wendet das Ge-
richt aufgrund der umfassenden Renovierungs-
arbeiten Werkvertragsrecht an. Gemäß § 635 
Abs. 1 BGB a. F. müsse der Verkäufer/Auftrag-
nehmer ein Bauwerk liefern, welches nicht mit 
Fehlern behaftet sei, die den üblichen Gebrauch 
aufheben oder mindern. Mindeststandard seien 
dabei die zum Zeitpunkt der Abnahme gel-
tenden anerkannten Regeln der Technik. Da-
mit dürfe der Käufer/Auftraggeber erwarten, 
dass die bei der Abnahme geltenden Qualitäts- 
und Komfortstandards erfüllt würden, die ver-
gleichbare Bauwerke aufweisen. Nach den hier 
zum Abnahmezeitpunkt geltenden anerkannten 
Regeln der Technik sei es bei feuchtigkeitsemp-
findlichen Gipskartonplatten notwendig, eine 
Abdichtung von mindestens 0,5 mm herzustel-
len. 

Hinweis für die Praxis
Im Fall des OLG Nürnberg hatten die Parteien 
einen Schlüsselfertig- bzw. Globalpauschal-
preisvertrag geschlossen. Damit hatte sich der 
Verkäufer/Auftragnehmer zur Erstellung eines 
funktionsfähigen und mangelfreien Bauwerkes 
verpflichtet. Deshalb kam selbst bei nachträg-
licher Änderung der anerkannten Regeln der 
Technik keine Ansprüche auf eine zusätzliche 
Vergütung in Betracht. Das Urteil ist damit ge-
rade für Bauträger von großer Bedeutung. Die-
se müssen eine etwaige Änderung der aner-
kannten Regeln der Technik bis zum 
Abnahmezeitpunkt einkalkulieren. Ob eine da-
von abweichende Vertragsgestaltung zulässig 
ist, ist zweifelhaft. Mit einer Klausel, wonach 

der Käufer/Auftragnehmer nur 
die Einhaltung der bei Vertrags-
abschluss geltenden aner-
kannten Regeln der Technik zu-
sagt, ist eine nicht unerhebliche 
Abweichung vom gesetzlichen 
Leitbild verbunden.

Schließen die Parteien dage-
gen einen Vertrag auf Basis einer 

(auftraggeberseitigen) detaillierten Leistungs-
beschreibung, so kann der Fall anders liegen. 
Kommt es nämlich vor Abnahme zu Ände-
rungen der anerkannten Regeln der Technik 
und wäre danach die ursprünglich vorgesehene 
Ausführung nicht mehr mangelfrei, so muss der 
Auftragnehmer darauf hinweisen und Beden-
ken anmelden (§ 13 Abs. 3, 4 Abs. 3 VOB/B). 
Verlangt der Auftraggeber weiterhin die ur-
sprünglich vereinbarte Ausführung, ist der Auf-
tragnehmer von der Haftung befreit (§ 13 Abs. 
3 VOB/B). Verlangt der Auftraggeber dagegen 
die Ausführung nach den (neuen) anerkannten 
Regeln der Technik, so liegt darin eine Ände-
rungsanordnung i. S. v. § 2 Abs. 5 VOB/B. 
Dem Auftragnehmer steht dann ein Anspruch 
auf eine geänderte Vergütung zu. Bei der Be-
denkenanmeldung darf der Auftragnehmer 
nicht vergessen, den Auftraggeber darauf hinzu-
weisen, welche Gefahren bei Nichtbeachtung 
drohen. � 

Regeln der Technik: Auf den 
Abnahmezeitpunkt kommt es an!

Die wichtigsten Entscheidungen des letzten Quartals

Bauträger 
müssen 
Regel-

änderungen 
einkalkulieren

vob/B für kaufleute
Rechtssicherheit bei der kaufmän-

nischen Abwicklung von Bauvorhaben 

(Vertragstypen und Risikoverteilung, 

Vertragsabschluss, Nachträge, Stunden-

lohnarbeiten, Behinderungen, Abrech-

nung und Zahlung, Sicherheiten für Auf-

tragnehmer und -geber)

Datum: 09.05.2011      Dauer: 1 Tag

Adressatenkreis: kaufmännische und 

geschäftsführende Mitarbeiter der 

Baubranche 

Referent: Markus Fiedler

Seminarunterlagen: 
Bauleiter-Handbuch

Konditionen: 
€ 220,00 zzgl. USt/Teilnehmer

15 tipps und tricks für 
auftraggeber
Auswahl des richtigen Vertragstyps, 

(wirksame) Nachtragsregelungen, Nach-

tragsprüfung,  Abwehr von (finanziellen) 

Ansprüchen des Auftragnehmers bei 

Bauzeitverlängerung, Typische Tricks 

der Auftragnehmer

Datum: 13.05.2011       Dauer: 1 Tag

Adressatenkreis: Auftraggeber, Archi-

tekten, Ingenieure, Projektsteuerer

Referent: Markus Fiedler

Seminarunterlagen:
umfangreiches Skript

Konditionen: 
€ 220,00 zzgl. USt/Teilnehmer

sicherheit beim  
vob/b-Schriftverkehr
„Wer schreibt, der bleibt“, Hilfe und An-

leitung bei der rechtssicheren Formulie-

rung von Schreiben

Datum: 24.05.2011       Dauer: 1 Tag

Adressatenkreis: Bauleiter, Projektlei-

ter, kaufmännisches Personal, 

Geschäftsführung

Referent: Markus Fiedler

Seminarunterlagen: Die Teilnehmer er-

halten neben einer ausführlichen Gliede-

rung eine Sammlung von über 60 Mu-

sterschreiben.

Konditionen: 
€ 220,00 zzgl. USt/Teilnehmer

Seminare im Mai
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Der Auftragnehmer hat auch bei einer un-
berechtigten Mängelrüge regelmäßig kei-
nen Anspruch auf eine Vergütung. Ihm 
kann allerdings ein Schadensersatzan-
spruch zustehen, wenn das Nichtvorhan-
densein des Mangels für den Auftragge-
ber erkennbar war. Der Auftraggeber 
muss eigene Untersuchungen vorneh-
men. 
� LG Essen, Urteil vom 27.04.2010 

Dem Fall des LG Essen liegt ein Sachverhalt 
zugrunde, wie er so nahezu tagtäglich 

auftritt: Der Bauherr spricht gegenüber dem 
Generalunternehmer eine Mangelrüge aus, die-
ser leitet sie an den aus seiner Sicht „zustän-
digen“ Nachunternehmer weiter. Der Nachun-
ternehmer prüft die Mangelrüge vor Ort und 
kommt zu dem Ergebnis, dass der Mangel nicht 
vorliegt. Den damit verbundenen Zeitaufwand 
(2 Stunden inkl. Anfahrt) macht er beim Gene-
ralunternehmer geltend. 

Die Entscheidung des gerichts
Das Gericht stellt – beraten durch einen Sach-
verständigen – zunächst fest, dass es den vom 
Bauherren behaupteten Mangel tatsächlich 
nicht gab. Dennoch stehe dem Nachunterneh-
mer ein Vergütungsanspruch wegen der Unter-
suchungskosten nicht zu. Dies würde nämlich 
voraussetzen, dass die Parteien sich über eine 
entsprechende Vergütung geeinigt hätten. Da-
für war hier nichts ersichtlich. Das Gericht ge-
steht dem Auftragnehmer allerdings einen 
Schadensersatzanspruch zu. So habe der Gene-
ralunternehmer durch ein pflichtwidriges Ver-
halten dem Nachunternehmer einen Schaden 
zugefügt. Dies deshalb, weil der Generalunter-
nehmer hätte erkennen können, dass die Man-
gelrüge nicht berechtigt war. Er hätte dazu eige-
ne Feststellungen treffen müssen. Der 
Generalunternehmer dürfe sich nicht einfach 
blind auf Mangelrügen des Bauherren verlas-
sen. 

Hinweis für die Praxis
Das Landgericht Essen kann sich in seiner Ent-
scheidung auf ein Urteil des Bundesgerichts-

hofes aus dem Jahre 2008 stützen (BGH 
23.01.2008 – VIII ZR 246/06). Bemerkenswert 
ist an beiden Urteilen, dass die Gerichte von ei-
ner eigenen Untersuchungspflicht des Gene-
ralunternehmers ausgehen. So war im Falle des 
BGH zwischen den Beteiligten streitig, ob die 
Fehlfunktion einer Türsprechanlage auf eine un-
zureichenden Verdrahtung oder auf der nach-
träglichen Änderung von Einstellungen durch 
den Nutzer beruhte. Der BGH war der Ansicht, 
dass der Generalunternehmer die Mangelrüge 
nur dann an den Nachunternehmer hätte wei-
terreichen dürfen, wenn er sich zuvor davon 
überzeugt hätte, dass die Fehlfunktion auf einer 
unzureichenden Verdrahtung beruhte. 

Die Rechtsprechung ist also nachunterneh-
mer- aber nicht generalunternehmerfreundlich. 
Der Generalunternehmer wird sich nicht mehr 
darauf beschränken können, Mangelrügen sei-
nes Auftraggebers (des Bauherren) blind durch-
zureichen. Er muss vielmehr eigene Untersu-
chungen anstellen, will er später nicht auf 
Schadensersatz haften. Dabei ist keinesfalls ge-
währleistet, dass der Generalunternehmer den 
Schaden seinerseits an den Bauherren weiterrei-
chen kann. Ist der Bauherr nämlich technischer 
Laie, so gehen seine Untersuchungspflichten 
nicht so weit wie diejenigen des technisch ver-
sierten Generalunternehmers. Sollte sich im Fal-
le der Fernsprechanlage allerdings herausstellen, 
dass die Fehlfunktion auf einer nachträglichen 
Änderung von Einstellungen durch den Bau-
herrn beruhte, dürften gute Erfolgsaussichten 
bestehen, dass der Generalunternehmer seinen 
Schaden an diesen weiterreichen kann. Auf-
grund einer älteren Entscheidung des OLG 
Karlsruhe hatten einige Auftragnehmer zuletzt 
den Versuch unternommen, einen Vergütungs-
anspruch zu erzwingen: Sie erklärten sich näm-
lich nur dann zur Prüfung einer Mangelrüge 
bereit, wenn ihnen im Falle der fehlenden Be-
rechtigung die Kostentragung zugesichert wer-
de. Diesem Verhalten hat der BGH zuletzt in 
seiner Entscheidung vom 02.09.2010 (VII ZR 
110/09) einen Riegel vorgeschoben.  �  

Unberechtigte Mangelrüge: 
Wer zahlt? 

Die wichtigsten Entscheidungen des letzten quartals

Bewertung unserer 
Schulungen:
Landesbetrieb strassen-
wesen brandenburg:
»Die Rückmeldungen unserer Mitar-
beiter zum Seminar sind durchweg 
positiv. Insbesondere ist es Ihnen 
gelungen, die Unterschiede zwi-
schen dem alten und dem neuen 
Vergaberecht nachvollziehbar he-
rauszuarbeiten. Dabei wurde beson-
ders begrüßt, dass Sie Fragen und 
Diskussionsbeiträge der Teilnehmer 
in Ihre Darstellung mit einbezogen 
haben. Aufgrund der vielen Fallbei-
spiele konnten Sie unseren Mitarbei-
tern die Bedeutung der Neurege-
lungen und deren Anwendung in der 
Praxis vermitteln. “

karlsruher institut für 
technologie:
»Nach den uns vorliegenden Semi-
narbewertungen unserer Mitarbeiter 
wurden die Erwartungen an die 
Schulung durchgängig erfüllt. So-
wohl der konzeptionelle und didak-
tische Aufbau des Seminars, als 
auch der Nutzen der übermittelten 
Schulungsunterlagen wurde mit gut 
bewertet. Die Darstellung der The-
men und Inhalte war verständlich 
und die Schulungsinhalte waren pra-
xisorientiert gestaltet.“

beumer maschinenbau 
gmbh & co. KG:
»Von besonderem Nutzen war, dass 
Sie bei der Behandlung der einzel-
nen Themen die konkreten Bestim-
mungen des Bauvertrages mit un-
serem Auftraggeber einbezogen ha-
ben. Dadurch sind wir für rechtliche 
Fragestellungen in der Bauphase 
sensibilisiert worden. Ihr lebhafter 
und engagierter Vortrag hat dafür 
gesorgt, dass wir uns an zwei Tagen 
konzentriert und aufmerksam mit 
den wesentlichsten VOB/B-Themen 
beschäftigt haben. “

Weitere Bewertungen können Sie 
unserer Website entnehmen.

Schulungen
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Newsletter: Sie haben vor fünf Jahren zum 
Thema „Ausführungsplanung im Bauprozess“ 
promoviert. Konkret ging es in Ihrer Doktorar-
beit um die Frage, welche Mindestanforderungen 
an die Darstellung, den Inhalt und die Qualität 
von Ausführungszeichnungen im Hochbau zu 
stellen sind. Wie sind Sie auf die Idee gekommen, 
dies als Thema Ihrer Promotion aufzugreifen?

DR. Ehlers: Ich komme aus einem kleinen 
Familienunternehmen, bereits in der dritten 
Generation ist die Fa. Wolter Bau im Hoch-
bau tätig. Ich bekomme somit aus erster Hand 
mit, dass es immer wieder zu Streitigkeiten 
zwischen Planern und Unternehmern kommt, 
wenn es um die Qualität der zeichnerischen 
Darstellungen geht. Die unterschiedlichen 
Sichtweisen der Beteiligten konnte ich lange 
nicht einordnen, denn ich ging immer davon 
aus, dass es Regeln für die Darstellung des Ge-
planten geben muss, schließlich gibt es im Be-
reich der Technik eine Vielzahl von Normen 
und anerkannten Regeln der Technik. Anfor-
derungen an Inhalt und Qualität von Ausfüh-
rungszeichnungen habe ich schlicht vorausge-
setzt. Als dann in einer Auseinandersetzung 
ein Planer forderte: „Zeig mir wo das steht, 
dass ich das darstellen muss!“ da bin ich auf 
die Suche gegangen und habe festgestellt, dass 
es tatsächlich bis zu diesem Zeitpunkt keine 
Auseinandersetzung mit dem Thema „Qualität 
der zeichnerischen Darstellung des Geplanten“ 
gab. Da lag es für mich auf der Hand dieses 
Thema für meine Dissertation auszuwählen.

newsletter: War es schwierig, als Korefe-
rent mit Prof. Rolf Kniffka einen Vorsitzenden 
Richter am Bundesgerichtshof zu haben?

Dr. ehlers: Nein, es war überhaupt nicht 
schwierig, ganz im Gegenteil, Herr Prof. Dr. 
Rolf Kniffka hat meine Arbeit zu jeder Zeit 
sehr unterstützt. Herrn Prof. Dr. Kniffka waren 
die Streitigkeiten über Fehler der Ausführungs-
planung und den Anforderungen an diese aus 
seiner richterlichen Praxis sehr bekannt. Er hat 
der Dissertation eine hohe praktische Relevanz 
beigemessen. Ich bin Herrn Prof. Dr. Kniffka 
sehr dankbar dafür, dass er das Koreferat über-
nommen und mir für Diskussionen und kon-
struktive Kritik zur Verfügung stand.

Newsletter: Sie beschäftigen sich in Ihrer 
Arbeit mit der Qualität von Ausführungsplänen 
im Hochbau. Ist Ihnen etwas darüber bekannt, 
ob es ähnliche Versuche einer systematischen Zu-
sammenfassung von inhaltlichen und formalen 
Anforderungen an Ausführungspläne für den Be-
reich des Tiefbaus und den Bereich der tech-
nischen Gebäudeausrüstung gibt?

dr. ehlers: Nein, meines Wissens nach 
gibt es keine vergleichbare Zusammenfassung 
für andere Gewerke. Dabei fehlt sie schlicht 
für jedes Gewerk. Ich habe erst vor zwei Jah-
ren bei einem Konflikt im Fassadenbau als 
Sachverständige erste Schritte in diese Rich-
tung unternommen und bin zurzeit mit einer 
Untersuchung für das Gewerk Zimmerer- und 
Holzbauarbeiten beschäftigt. Erstaunlicher 
Weise kennen alle am Bau Beteiligten das Pro-
blem, aber keiner geht es mal pragmatisch an. 
Selbst Sachverständige bemängeln mittlerwei-
le, dass sie bei entsprechenden Fragestellungen 
nicht auf anerkannte Regeln der Technik zu-
rückgreifen können. Und dennoch tut sich in 
diesem Bereich nichts.

newsletter: Was müsste geschehen, damit 
sich an diesem Zustand etwas ändert?

dr. ehlers: Es wäre hilfreich, wenn Inte-
ressenverbände der Bauwirtschaft ein entspre-
chendes Forschungsvorhaben unterstützen 
würden. Damit meine ich nicht in erster Linie 
finanzielle Unterstützung. Wichtig wäre vor 
allem, dass man durch Umfragen bei einer 
möglichst großen Anzahl von Baufirmen er-
mittelt, welche Anforderungen aus Sicht der 
Praxis an Ausführungspläne zu stellen sind 
und wo aus Sicht der Firmen die häufigsten 
Fehler hinsichtlich der Vollständigkeit der An-
gaben und der zeichnerischen Darstellung lie-
gen. 

Anerkannte Regeln der Technik werden 
letztenendes dadurch ermittelt, dass man unter-
sucht, was die übergroße Mehrheit der Baupra-
ktiker als erforderlich ansieht. Diese Informati-
onen kann man nur durch entsprechende 
Umfragen gewinnen. Hier wäre die Unterstüt-
zung durch Verbände der Bauwirtschaft sehr 
hilfreich. In diesem Zusammenhang kann man 
auch darüber nachdenken, ein entsprechendes 

Normungsprojekt beim DIN anzuregen. 

newsletter: Sie werden am 26.05.2011 bei 
unserem Unternehmergespräch einen Vortrag 
über die Qualität von Ausführungsplänen hal-
ten. Können Sie schon sagen, welche Schwer-
punkte Sie hierbei setzen werden?

dr. ehlers: Ein Schwerpunkt wird darin 
liegen, das Auditorium auf die Problematik 
der fehlenden anerkannten Regeln der Technik 
in Bezug auf die Darstellung, den Inhalt und 
die Qualität von Ausführungszeichnungen 
aufmerksam zu machen. Anhand praktischer 
Beispiele werde ich einen Einblick geben, wie 
sich dieses Fehlen von Qualitätsanforderungen 
auf die einzelnen Zeichnungen auswirkt. Auf-
bauend auf dem Planungsziel, welches durch 
die Rechtsprechung bereits seit langem ein-
deutig beschrieben ist, werde ich vorstellen, 
welche Unterlagen mit den entsprechenden 
Inhalten und Qualitäten der Planer für Roh-
bauleistungen schuldet bzw. welche Forde-
rungen der Unternehmer objektiv stellen 
kann. 

Newsletter: Frau Dr. Ehlers, wir danken 
Ihnen recht herzlich für dieses Gespräch und 
freuen uns darauf, Sie am 26.05.2011 in Berlin 
aus unserem Unternehmergespräch begrüßen zu 
können.


